
Mandatsbedingungen   

1. Der Auftrag zwischen den Rechtsanwälten und dem Auftraggeber kommt zustande, 

wenn die Rechtsanwälte die Annahme des Mandats ausdrücklich bestätigt haben.   

2. Die Korrespondenzsprache ist Deutsch. Wird in einer anderen Sprache 

korrespondiert, so wird die Haftung für Übersetzungsfehler ausgeschlossen. Die 

Haftung der beauftragten Rechtsanwälte oder ihrer Erfüllungsgehilfen für Vorsatz 

oder grobe Fahrlässigkeit bleibt unberührt.  

  

3. Fernmündliche Auskünfte und Erklärungen der Rechtsanwälte sind nur bei 

schriftlicher Bestätigung verbindlich.   

4. Zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen sind die Rechtsanwälte nur dann 

verpflichtet, wenn sie einen darauf gerichteten Auftrag erhalten und angenommen 

habe und dieser nicht per E-Mail erteilt wurde.  

  

5. Die Rechtsanwälte haben darauf hingewiesen, dass die Kanzlei zwar über E-Mail 

korrespondiert, jedoch keine Gewähr dafür übernommen werden kann, wann vom 

Auftraggeber abgesandte E-Mails übermittelt werden, da dies vom jeweiligen Provider 

abhängig ist. Bitte berücksichtigen sie, dass keine Gewähr besteht, dass E-Mails 

zugehen. Bei eiligen Angelegenheiten und Fristsachen können die Rechtsanwälte 

daher keine Haftung dafür übernehmen, dass die Übermittlung zeitgerecht erfolgt und 

Fristen nicht versäumt werden.   

Der Auftraggeber wurde darauf hingewiesen, dass in eiligen Angelegenheiten und 

Fristsachen eine direkte Kontaktaufnahme mittels Telefon erfolgen muss, um sich zu 

vergewissern, dass die Fristsache noch an diesem Tag bearbeitet werden kann.   

6. Die Haftung der beauftragten Anwälte wird auf einen Höchstbetrag von 1 Million Euro 

für ein Schadensereignis beschränkt. Auf die Rückzahlung des Gebührenanspruchs 

seitens des Auftraggebers wird verzichtet. Unberührt bleibt die Haftung der Anwälte 

oder ihrer Erfüllungsgehilfen für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 



Schadensersatzansprüche verjähren gemäß § 51b BRAO in 3 Jahren von dem Zeitpunkt 

an, in dem der Anspruch entstanden ist, spätestens jedoch in 3 Jahre nach Beendigung 

des Mandats, bei Dauermandaten 3 Jahre nach Beendigung des fehlerhaft 

ausgeführten Einzelauftrages.   

7. Kostenerstattungsansprüche und andere Ansprüche des Auftraggebers gegenüber dem  

Gegner, der Justizkasse oder sonstigen Erstattungspflichtigen Dritten werden an die 

Anwälte abgetreten, sofern zum Zeitpunkt des Erstattungsanspruchs Forderungen gegen 

den Auftraggeber bestehen.   

8. Die Rechtsanwälte sind berechtigt, die Abtretung offen zu legen. Die Rechtsanwälte 

nehmen die Abtretung an.  

  

9. Die Korrespondenz mit einem Rechtsschutzversicherer stellt einen gesonderten 

Auftrag dar.   

Die Deckungsanfrage ist daher grundsätzlich nicht mit der Vergütung in der Sache selbst 

abgegolten.  

  

Die Rechtsanwälte werden jedoch eine einfache außergerichtliche Deckungsanfrage mit 

dem Rechtsschutzversicherer als Serviceleistung im Rahmen der Bearbeitung des 

Mandats ohne Berechnung übernehmen. Geht die Tätigkeit der Rechtsanwälte über eine 

einfache Deckungsanfrage hinaus, erfolgt eine weitergehende Tätigkeit nur aufgrund 

eines besonderen zu vergütenden Auftrages seitens des Auftraggebers.   

10. Die Rechtsanwälte sind berechtigt, Informationen auch über neue Medien, wie z.B. 

dem Internet, juristischen Datenbanken, etc. zu beschaffen. Die Rechtsanwälte 

werden die hierdurch entstehenden Selbstkosten dem Auftraggeber in Rechnung 

stellen, ohne Rücksicht darauf, ob diese Kosten von einem Gericht als erstattungsfähig 

anerkannt werden oder nicht.   

11. Der Auftraggeber ist darauf hingewiesen worden, dass es im arbeitsgerichtlichen 

Verfahren der ersten Instanz (auch außergerichtlich) keine Kostenerstattung durch 

den Gegner gibt. Er hat seine eigenen Anwaltskosten zu tragen, auch wenn er obsiegt.   



12. Die Gebühren der Rechtsanwälte werden erst fällig, wenn der Auftraggeber eine 

Abrechnung i.S.d. § 10 RVG erhalten hat. 

13. Der Rechtsanwalt hat den Auftraggeber darauf hingewiesen, dass sich in dieser 

Angelegenheit die Gebühren nach einem Gegenstandswert zzgl. gesetzlicher 

Mehrwertsteuer berechnen (§ 49 b V BRAO). 

14. Der/die Auftraggeber ist/sind mit diesen Bedingungen ausdrücklich einverstanden und 

akzeptiert diese für alle, dem Anwalt bereits erteilten und noch zu erteilenden 

Aufträge und bestätigt den Erhalt eines Exemplars dieser Bedingungen für seine 

eigenen Akten mit der umseitigen Unterschrift. 

Hinweise zur Datenverarbeitung  

1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des 

betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch:  

Rechtsanwaltskanzlei Sanliünal   

Adresse: Immermannstr. 50, 40210 Düsseldorf, Deutschland  

E-Mail: post@ra-sanliuenal.de 

Tel: 0211 420 90 680  

Fax:0211 429 95 914  

2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und 

deren Verwendung Wenn Sie uns mandatieren, erheben wir folgende Informationen: 

• Anrede, Vorname, Nachname; 

• eine gültige E-Mail-Adresse 

• Anschrift  

• Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk) 



• (zur Weiterleitung von Fremdgeldern) Bankverbindung  

• ggf. Name des Rechtsschutzversicherers  

• Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen 

des Mandats notwendig sind. Die Erhebung dieser Daten erfolgt um:  

• Sie als unseren Mandanten identifizieren zu können;  

• Sie angemessen anwaltlich beraten und vertreten zu können;  

• zur Korrespondenz mit Ihnen;  

• zur Rechnungsstellung;  

• zur Abwicklung von eventuell vorliegenden Haftungsansprüchen sowie der 

Geltendmachung etwaiger Ansprüche gegen Sie.   

Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Artikel 6 Abs. 1 Satz lit. b 

DSGVO zu den genannten Zwecken für die angemessene Bearbeitung des Mandats und für 

die beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Mandatsvertrag erforderlich. Die 

für die Mandatierung von uns erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum 

Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungs-frist für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem das Mandat beendet wurde) gespeichert und danach gelöscht, es 

sei denn, dass wir nach Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c DSGVO auf Grund von steuer- und 

handelsrechtlichen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten (aus HGB, StGB oder 

AO) zu einer längeren Speicherung verpflichtet sind oder Sie in einer 

darüberhinausgehende Speicherung nach Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 lit. A DSGVO eingewilligt 

haben.   

3. Weitergabe von Daten an Dritte   

Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im Folgenden 

aufgeführten Zwecken findet nicht statt: Soweit dies nach Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 lit b 

DSGVO für die Abwicklung von Mandatsverhältnissen mit Ihnen erforderlich ist, werden  

Ihre personenbezogenen Daten an Dritte weitergeben. Hierzu gehört insbesondere die  



Weitergabe an Verfahrensgegner und deren Vertreter (insbesondere deren Rechtsanwälte) 

sowie Gerichte und andere öffentliche Behörden zum Zwecke der Korrespondenz sowie zur 

Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte. Die weitergegebenen Daten dürfen von 

dem Dritten ausschließlich zu den genannten Zwecken verwendet werden. Das 

Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt.   

4. Betroffenenrechte   

Sie haben das Recht:  

Gem. Artikel 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu 

widerrufen.   

Dies hat zur Folge, dass wir die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung beruhte, 

für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen.   

• Gem. Artikel 15 DSGVO Auskünfte über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen 

Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, 

die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, 

gegenüber denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante 

Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung 

der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft 

Ihrer Daten, sofern diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer 

automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. 

aussagekräftigen Informationen zu deren Einzelheiten verlangen;   

• Gem. Artikel 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder  

Vervollständigung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen;   

• Gem. Artikel 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen  

Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie  

Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus  

Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder  

Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist;   

• Gem. Artikel 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen  

Daten verlangen, soweit die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird, die  



Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten 

nicht mehr benötigen, sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 

von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gem. § Artikel 21 DSGVO Widerspruch gegen 

die Verarbeitung eingelegt haben;   

• Gem. Artikel 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, 

in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten oder die 

Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen und   

• Gem. Artikel 7 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel 

können Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder 

Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden.   

5. Widerspruchsrecht   

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gem.  

Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das Recht, gem. Artikel 

21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 

einzulegen, soweit dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation 

ergeben. Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E- 

Mail an post@ra-sanliuenal.de  


